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Marktgemeinde Biedermannsdorf 
Bezirk Mödling 
Niederösterreich 
 

Niederschrift 
 
über die ordentliche Sitzung des Gemeinderates 
 

am Donnerstag, dem 24. Oktober 2013, um 19.00 Uhr, 
 
im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Marktgemeinde Biedermannsdorf 
 
Beginn: 19:00 Uhr  
Ende:  21:36 Uhr 
 
Die Einladung erfolgte mittels Kurrende vom 18.10.2013. 
 
Anwesend waren: 
BGM Beatrix Dalos 
VZBGM Josef Spazierer 
GGR Dr. Marcus Fink 
GGR Ing. Wolfgang Heiss 
GGR Hildegard Kollmann 
GGR Manfred Fausik 
GR Matthias Presolly 
GR Josef Haunschmid 
GR Ing. Wolfgang Glasl 
GR Elfriede Hawliczek 
GR Evelyne Leibl 
GR Andrea Slapnik 
GR Peter Schiller 
GR Dr. Christoph Luisser 
GR Markus Adam 
GR Renate Riechof 
GR Gerald Krammer 
 
 
Entschuldigt abwesend war: 
GGR Hans Wimmer 
GGR Hans Adam 
GR Dr. Peter Gschaider 
GR Conny Nadler 
 

 
 

Vorsitzende: 
BGM Beatrix Dalos 

 
Schriftführer: 

Mag. Jörg Hausberger 
 

Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
1. Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und Eröffnung 
2. Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 12.9.2013 
3. Bericht der Bürgermeisterin 
4. Allfällige Berichte aus den Ausschüssen 
5. Aktuelles MZH 
6. Abschlussprüfung Jahresabschluss MZH 
7. Vergabe Seniorenwohnung Perlasgasse 12/1 
8. Vergabe maschinelle und elektrische Ausstattung Weghubersiedlung 
9. Instandsetzung Straßenbelag Weghubersiedlung 
10. Kosten Straßenbelag Bergfeldstraße 
11. Parkfläche Lindenstraße 
12. Neuanlage Grünrabatte in der Lindenstraße 
13. Inlinersanierung Schmutzwasserkanal Weghubersiedlung 
14. Annahmeerklärung Fördervertrag ABA Weghubersiedlung - Bund 
15. Annahmeerklärung Fördervertrag ABA Weghubersiedlung - Land 
16. Fernwärmeanschluss Perlasgasse 12 
17. Abfallwirtschaftsverordnung 
18. Heizkostenzuschuss 2013/2014 
19. Weihnachtsaktion 2013/2014 
20. BürgerInneninformationsportal 
21. Ehrungen FF Biedermannsdorf - 140 Jahre FF Biedermannsdorf 
22. Subventionen 
23. Personalangelegenheiten – nicht öffentlicher Teil  
24. Allfälliges 
 
TOP 1: Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und Eröffnung 
Die Vorsitzende begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates und die Zuhörer, stellt die 
Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 
 
TOP 2: Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 12.9.2013 
 
Die Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der Sitzung vom 12.9.2013 
durch GR Dr. Luisser mit E-Mail vom 18.10.2013, dem Protokoll als Beilage A 
angeschlossene, schriftliche Einwendungen erhoben wurden.  
 
Die Vorsitzende erklärt, dass das Protokoll entsprechend dem Berichtigungsantrag 
angepasst wurde. 
 
Das Protokoll gilt daher als genehmigt und wird gefertigt.  
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TOP 3: Bericht der Bürgermeisterin 
a) Stand Aufschließung Obere Krautgärten: 
Das Thema wurde am 16.10.2013 im Bauausschuss erörtert. Seitens DI Paikl wurde das 
Verkehrskonzept vorgestellt, tlw. ist er auch auf Einspruchsangaben eingegangen.  
Am 23.10.2013 hat es eine Anrainerbesprechung gegeben, bei der das Verkehrskonzept 
ebenfalls erörtert wurde.  
Tenor: Verkehrsfluss soll überarbeitet werden, insbesondere sollte auch die 
Holzgrubergasse als Zu- und Abfahrtsstraße eingeplant werden.  
 
b) Schlüsselübergabe Wohnanlage FRIEDEN (Josef-Bauer-Str.):  
Die Wohnungen werden am 21.11.2013, Beginn 14:00 Uhr, an die neuen Mieter übergeben. 
Alle Gemeindevorstände und Gemeinderäte sind herzlich dazu eingeladen.  
 
c) Temin Neujahrskonzert 2015: 
Als Termin wurde der 12. Jänner 2015 vereinbart.   
 
d) 2. Krabbelstubengruppe:  
Überprüfung am 13.9.2013 hat ergeben, dass grds. alles in Ordnung ist. Die beanstandeten 
Mängel wurden bereits behoben.  
 
e) Verkehrsverhandlung vom 24.10.2013:  
Folgende Verkehrsmaßnahmen wurden heute von einem Verkehrssachverständigen 
beurteilt:  

- Lückenschluss Hennersdorf – Verlängerung der 70 km/h 
- Halte- und Parkverbot vor Trafik 
- Verkehrsspiegel Klein 

Folgendes wurde empfohlen:  
Verlängerung der 70 km/h Beschränkung.  
Halte- und Parkverbot vor Trafik: Empfehlung des ASV für Verkehr - durchgehende Linie 
statt unterbrochener Linie.  
Verkehrsspiegel Klein: Hier rät der Verkehrssachverständige von der Anbringung durch 
Gemeinde ab, da es sonst viele Anträge geben wird. Wenn er privat angebracht wird (auf 
eigene Kosten und auf der Mauer des gegenüberliegenden Gebäudes), müssen die 
Bestimmungen der StVO beachtet werden.  
 
f) Reparatur Solarium:  
Wurde bereits beauftragt – Problem ist nur, dass derzeit ein Ersatzteil nicht geliefert werden 
kann.  
 
g) Betriebsanlagengenehmigungsverfahren Badeteichbuffet: 
Am heutigen Tag fand ein Lokalaugenschein der BH Mödling statt. Da keine subjektiven 
Rechte gemäß § 74 GewO beeinträchtigt werden, ist eine gewerbebehördliche 
Genehmigung lt. BH nicht erforderlich.  
 
h) Baustopp auf der Baustelle in der Schöffelgasse 9: 
Dort werden derzeit Umbauarbeiten ohne Genehmigung der Baubehörde vorgenommen, 
sodass am 17.10.2013 ein Baustopp verfügt wurde.  
 
h) ÖBB Pottendorferlinie 
Im Jänner und Februar 2014 werden Probebohrungen durchgeführt (Untergrund-
untersuchung für Trassenverlegung), durch die es zu Erschütterungen kommen kann. Die 
Anrainer wurden schriftlich verständigt.  
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Diskussion zum Bericht:  
GGR Fausik zeigt sich enttäuscht über den Vorschlag des Verkehrssachverständigen im 
Bereich der Trafik lediglich durch Aufbringung einer durchgehenden Linie, dem Halten- und 
Parken in diesem Bereich entgegenzuwirken. Für ihn wäre es besser gewesen, Poller 
aufzustellen, um das Halten und Parken in diesem Bereich unmöglich zu machen.   
Zum Bericht der BGM über den verfügten Baustopp merkt er an, dass dort weiter gearbeitet 
werden würde und dass auf der benachbarten Baustelle keine Kennzeichnung mit Schildern 
des Bauführers erfolgt sei.  
Fr. BGM teilt mit, dass die Situation bereits mehrmals überprüft wurde, morgen gibt es eine 
neuerliche Überprüfung – und wenn notwendig – die Einstellung des Baues mit Hilfe der 
Polizei.  
GR Dr. Luisser merkt zum Berichtspunkt „Obere Krautgärten“ kritisch an – bevor darüber 
näher vom zuständigen Ausschussobmann berichtet wird – dass das Verhalten von Fr. BGM 
bei dieser Veranstaltung indiskutabel gewesen sei und sich auch Anrainer über die Wortwahl 
beschwert hätten. Es sei ihm von Fr. BGM zunächst nicht gestattet worden an dieser 
öffentlichen Veranstaltung teilzunehmen, obwohl er einen Einspruch gegen die 
Aufschließung eingebracht habe. Dies sei umso befremdlicher gewesen, als auch andere 
Gemeindebürger anwesend gewesen seien, die weder Anrainer waren noch einen Einspruch 
eingebracht haben.  
Fr. BGM entgegnet, dass diese Darstellung unrichtig sei, sie habe ihm lediglich gesagt, dass 
diese Veranstaltung der Information und Diskussion mit den Betroffenen dient. Primär sollen 
die BürgerInnen informiert werden und diesen die Möglichkeit gegeben werden, Fragen zu 
stellen bzw. ihre Bedenken vorzubringen. Die GR seien in den zuständigen Gremien 
ohnedies ausführlich informiert worden.  
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TOP 4: Allfällige Berichte aus den Ausschüssen 
Bauausschuss: 
a) Aufschließung Obere Krautgärten 
GGR Ing. Heiss berichtet ausführlich über die Informationsveranstaltung „Aufschließung 
Obere KG“ und die seitens der Betroffenen im Wesentlichen aufrechterhaltenen Bedenken 
gegen das vorliegende Verkehrskonzept.  
Seiner Ansicht nach wird es erforderlich sein, die Verkehrsführung nochmals zu überdenken. 
Er lädt jede Fraktion ein, sich Vorschläge bezüglich einer optimaleren Verkehrsführung zu 
überlegen und diese in der nächsten Bauausschusssitzung – die in den nächsten 2 Wochen 
stattfinden soll – einzubringen.  
Man wird nicht umhinkommen, dem Verkehrsplaner detaillierte Vorgaben seitens der Politik 
zu geben, wie die Verkehrsführung laufen soll. Diese Vorgaben sollen in der nächsten 
Bauausschusssitzung koordiniert werden.  
GGR Fausik hält den Vorschlag von GGR Ing. Heiss für sehr gut. Leider habe DI Paikl bei 
der Infoveranstaltung unglücklich argumentiert bzw. teilweise auch übertrieben, sodass 
Ängste geschürt und nicht ausgeräumt worden seien. Zum Konzept führt er aus, dass es 
noch kein fertiges Verkehrskonzept gäbe, dies müsse auf entsprechende Vorgaben der 
Politik gegründet sein.  
GGR Ing. Heiss betont, dass DI Paikl ein ausgezeichneter Planer sei, dass er aber die 
Argumente nicht gut rübergebracht habe. Vorgaben sind aber dennoch erforderlich, sonst 
wird es nie eine Lösung geben.  
VZBM Spazierer stellt klar, dass die Veranstaltung gedacht war, damit sich die Bürgerinnen 
und Bürger einbringen können. Das Grobkonzept der Verkehrsführung muss im 
Bauausschuss erarbeitet werden, die Detailplanung ist dann Sache der ARGE. Man muss 
aber auch bedenken, dass man eine Lösung finden muss, die alle Anliegen bestmöglichst 
berücksichtigt – eine Lösung, die alle voll zufriedenstellt, wird nicht möglich sein. Im Übrigen 
verweist er auf die Notwendigkeit der Aufschließung im Hinblick auf die stagnierende bzw. 
negative Bevölkerungsentwicklung.  
GR Dr. Luisser bringt ergänzend ein, dass die zu erörternden Möglichkeiten auch eine 
weitere Aufschließung zu berücksichtigen haben. Es ist jedenfalls ein Gutachtensauftrag 
erforderlich, da erst durch ein fundiertes fachliches Gutachten die möglichen Varianten 
aufgezeigt werden und dann jene - von mehreren Möglichkeiten - mit den AnrainerInnen 
besprochen werden können. Eine verkehrstechnische Beurteilung, wie sie bis dato vorliegt, 
reiche dafür nicht aus.  
GGR Ing. Heiss betont, dass Einigkeit mit der ARGE bezüglich Gutachtensauftrag 
erforderlich ist, da diese auch die Kosten dafür tragen muss.  
GGR Fausik stimmt dem zu und betont, dass die ARGE ein Gutachten zu beauftragen und 
vorzulegen habe. Dies sei nicht Aufgabe der Gemeinde und auch nicht von der Gemeinde zu 
bezahlen.  
GGR Ing. Heiss betont nochmals, dass ein Gutachtensauftrag ohne detaillierte politische 
Vorgaben aus seiner Sicht nicht zielführend sei. Die Vorgaben sind zu präzisieren.  
GR Dr. Luisser bringt vor, dass eine unterschiedliche Interessenslage vorliegt, nämlich jene 
der Gemeinde und jene der Aufschließungswerber, die durch ein Gutachten objektiv einer 
Lösung zugeführt werden müssen.  
 
b) Ortsentwicklungskonzept 
GGR Ing. Heiss berichtet über den Stand des Ortsentwicklungskonzepts, das auch im letzten 
Bauausschuss Thema war. Jeder Fraktion ist mittlerweile ein Fragebogen zugegangen.  
GGR Ing. Heiss ersucht die Fraktionen den Katalog intern abzustimmen und dann die 
Fragen zu beantworten, damit aufbauend auf diesen Ergebnissen die mittelfristige 
Ortsentwicklung in einem Bauausschuss besprochen werden kann.  
GR Krammer ersucht ebenfalls um einen derartigen Fragenbogen.  
Fr. BGM teilt mit, dass ihm ebenfalls einer übermittelt wird.  
 
c) Schönbrunner Allee – Sanierungsmaßnahmen und Baumschneidemaßnahmen:  
GR Ing. Glasl berichtet, dass es in der Schönbrunner Allee wichtig ist, dass auch die neu 
gesetzten Bäume regelmäßig geschnitten werden (insbesondere ein Kronenschnitt zur 
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Kronenpflege ist erforderlich). Vorgeschlagen wird, diese Arbeiten im Frühjahr 2014 
durchzuführen.  
GR Schiller merkt dazu an, dass die Kastanienallee erhalten werden soll. In der 
Vergangenheit hat man möglicherweise aber auch den Fehler gemacht, zu viele Bäume zu 
pflanzen, die sich nunmehr im Wachstum gegenseitig behindern.  
GR Dr. Luisser ersucht im Sinne der Verkehrssicherheit die Kreuzung Vösendorferspange 
von überhängenden Ästen usw. zu befreien bzw. diese zurück zuschneiden.  
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TOP 5: Aktuelles MZH 
 
GR Schiller berichtet, dass der Jahresabschluss 2012 der MZH  sowie die Ergebnisse der 
Abschlussprüfung nunmehr vorliegen. Die Ergebnisse wurden am 17. Oktober 2013 den 
GesellschaftervertreterInnen der Gemeinde präsentiert und anschließend auch diskutiert.  
Die Ergebnisse sind nicht zum Jubeln, was aber aufgrund der langen Umbauarbeiten 
„Küche“ und der damit verbundenen Betriebseinschränkungen vorhersehbar war. Der 
Gemeinderat hat auf Vorschlag des Prüfungsausschusses hier die richtigen Schlüsse 
gezogen und einen außerordentlichen Zuschuss beschlossen und auch die Entflechtung der 
Zuständigkeiten vorgenommen.  
 
Sieht man sich die Entwicklung im heurigen Jahr (von Jänner bis August 2013) an, so fallen 
2 Punkte ganz besonders auf: 1. die stark angestiegenen Umsatzzahlen; 2. die deutliche 
Ausgabenreduktion.  
Aufgrund der derzeit vorliegenden Zahlen gehen wir von einem ausgeglichen Ergebnis 2013 
aus.  
 
Weitere Entwicklung der MZH:  
Entgegen anderer Meinungen liegt ein Konzept bezüglich jener Punkte, die in den nächsten 
Jahren anzugehen sind, bereits vor. Anhand dieser Punkte wird eine Prioritätenliste erstellt, 
um die weiteren Maßnahmen für eine positive Entwicklung der MZH zu planen.  
Weiters sind 2 offene Punkte einer Regelung zuzuführen:  
1. Ausarbeitung eines Superädifikatsvertrages, um die Eigentumsverhältnisse hinsichtlich 

der Grundstücke, auf denen die Tennishalle bzw. tlw. auch der Küchenzubau errichtet 
wurde, klarzustellen. 

2. Entflechtung der Zahlungsströme, indem in einer Richtlinie festgelegt wird, welche 
Maßnahmen dem laufenden Betrieb zuzurechnen sind und damit von der MZH zu zahlen 
sind bzw. welche Maßnahmen Instandhaltungsmaßnahmen darstellen und damit von der 
Gemeinde zu tragen sind.  

Diesbezüglich wird in einer der nächsten Gemeinderatssitzungen berichtet werden.  
 
GR Schiller geht davon aus, dass das Jahr 2014 noch besser laufen wird, als das Jahr 2013.  
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TOP 6. Abschlussprüfung Jahresabschluss MZH 
 
§ 68a NÖ GO sieht folgendes vor:  
„Ausgegliederte Unternehmungen mit eigener Rechtspersönlichkeit“ 
(1) Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, dass ausgegliederte Unternehmungen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit, die unter beherrschendem Einfluss einer oder mehrerer 
Gemeinden stehen – mit Ausnahme der in Abs. 2 genannten – einen Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den §§ 222 ff Unternehmensgesetzbuch (UGB), dRGBl. S. 219/1897, idF 
BGBl. I Nr. 111/2010, erstellen sowie die Eigenkapitalquote und die fiktive 
Schuldentilgungsdauer nach den §§ 23 und 24 des Unternehmensreorganisationsgesetz 
(URG), BGBl. I Nr.114/1997, idF BGBl. I Nr. 58/2010, ermitteln. 
 
(2) Die Gemeinden haben außerdem dafür zu sorgen, dass kleine Kapitalgesellschaften 
nach § 221 Abs. 1 UGB und Personengesellschaften, auf die die Merkmale des § 221 Abs. 1 
UGB zutreffen, als Jahresabschluss neben der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 
einen der UGB Formblatt-V, BGBl. II Nr. 316/2008, idF BGBl. II Nr. 9/2009, entsprechenden 
Anhang erstellen, und dass diese Gesellschaften zusätzlich einen Lagebericht verfassen, der 
jedenfalls Folgendes beinhaltet: 

• Darstellung des Geschäftsverlaufes 
• Nachtragsbericht (wichtige Ereignisse zwischen Bilanzstichtag und 

Bilanzerstellungstag) 
• Prognosebericht 
• Verwendung von Finanzinstrumenten 
• Eigenkapitalquote (§ 23 des Unternehmensreorganisationsgesetz, BGBl. I Nr. 

114/1997, idF BGBl. I Nr. 58/2010) 
• Fiktive Schuldentilgungsdauer (§ 24 des Unternehmensreorganisationsgesetz, BGBl. 

I Nr. 114/1997, idF BGBl. I Nr. 58/2010) 
 
(3) Die Gemeinden haben ferner dafür zu sorgen, dass für ausgegliederte Unternehmungen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, die unter einem beherrschendem Einfluss stehen, 
unabhängig der Größenmerkmale nach § 221 UGB jedenfalls ein Abschlussprüfer gemäß § 
268 Abs. 4 UGB bestellt wird. Der Abschlussprüfer hat die nach Abs. 1 und 2 zu erstellenden 
Jahresabschlüsse einschließlich der Lageberichte zu prüfen. Die geprüften 
Jahresabschlüsse einschließlich der geprüften Lageberichte sowie der Bericht des 
Abschlussprüfers sind dem Bürgermeister zu übermitteln und von diesem mit dem 
nächstfolgenden Rechnungsabschluss dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. 
 
Diese Bestimmung ist erstmals für Geschäftsjahre ab 2012 anwendbar.  

 
Die Abschlussprüfung hat folgendes Ergebnis gebracht:  
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Gewinn und Verlustrechnung: 
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Wesentliche Empfehlungen der Abschlussprüfung betreffen das Anlagevermögen:  
 

 
 
 
Fr. Mag. Gugler erläutert den vorliegenden Abschlussbericht wie folgt:  
Zunächst erläutert sie, was im Zuge der Abschlussprüfung geprüft wird und dass es sich 
dabei nur um eine stichprobenartige Prüfung handelt.  
Positiv hält sie fest, dass ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt werden konnte, 
was quasi der Bonitätsklasse AAA entspricht. Die Verbindlichkeiten bei Kreditinstituten 
wurden abgefragt und stimmen mit den ausgewiesenen Beträgen überein.  
Im Wesentlichen ist alles in Ordnung, wenngleich einige Empfehlungen ausgesprochen 
wurden, die ab dem Geschäftsjahr 2014 bereits berücksichtigt werden sollten (Klarstellung 
der Eigentumsverhältnisse am Grundstück, auf dem Tennishalle errichtet wurde, Inventur 
und sonstige buchhalterische Empfehlungen).  
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Obwohl das Geschäftsjahr 2012 kein gutes war, so ist dennoch ausreichend positives 
Eigenkapital vorhanden.  
Aus den aktuellen Zahlen 2013 ergibt sich, dass es gelingen könnte, im Jahr 2013 knapp 
positiv zu bilanzieren.  
 
Diskussion zum Bericht:  
GR Dr. Luisser möchte zu den Ausführungen von Fr. Mag. Gugler, wonach „… keine 
schwerwiegenden Verstöße erkennbar waren …“, wissen, ob es derartige Verstöße gegeben 
hat.  
Fr. Mag. Gugler teilt mit, dass diese „Standardformulierung“ verwendet wird, wenn keine 
wesentlichen Verstöße festgestellt wurden, die Einfluss auf die Richtigkeit der Bilanz haben. 
Die Formulierung ist deshalb so gewählt, weil es sich nur um eine stichprobenartige Kontrolle 
handelt. Kleinere Beanstandungen hat es sehr wohl gegeben, die im Managementletter 
umrissen sind. Diese betreffen die Empfehlung zur Durchführung einer Inventur, die 
rechtliche Klarstellung des Eigentums am Grundstück, auf dem die Tennishalle und tlw. auch 
der Küchenzubau errichtet wurden, die Abschreibung einer in Folge Konkurses 
uneinbringliche Forderung in Höhe von € 1.269,59,--, die Bildung von Rückstellungen für 
Urlaubsgelder, den Buchungszeitpunkt von Anzahlungen (insb. Gutscheinaktionen – bei 
Gutscheinausgabe Buchung als Verbindlichkeit, beim Einlösen der Gutscheine als 
Umsatzerlös), klare Abgrenzung bei den passiven Rechnungsabgrenzungen und Buchung 
des Gemeindezuschusses als sonstiger betrieblicher Ertrag (anstatt Ausweis als 
außerordentliches Ergebnis).  
Es handelt sich dabei um buchhalterische Feinheiten, die künftig beachtet werden sollen.  
Dies hat aber keine Auswirkung auf die Prüfung, sodass der uneingeschränkte 
Bestätigungsvermerk ausgestellt werden konnte.  
GR Luisser fragt, ob aus der Bilanz 2012 Schlüsse auf die weitere Gebarung der MZH 
abgeleitet werden können.  
Mag. Gugler verneint dies, da die Bilanz eine Stichtagsbetrachtung ist und die 
Vermögensverhältnisse zum Bilanzstichtag wieder gibt. Sieht man sich aber die bisherigen 
Zahlen aus dem Jahr 2013 an, so ist aber doch erkennbar, dass der Betrieb wieder gut läuft, 
sodass unter Umständen das Jahr 2013 ausgeglichen abgeschlossen werden kann.  
GR Krammer möchte wissen, ob dies mit oder ohne Gesellschafterzuschuss möglich ist. 
Mag. Gugler teilt mit, dass dies wahrscheinlich nur mit dem Gesellschafterzuschuss möglich 
sein wird.  
GR Krammer bringt vor, dass in den letzten 10 Jahren – lt. seiner Berechnung – ca. € 2,9 
Mio. in die MZH und die Jubiläumshalle geflossen seien. Um eine Kostenwahrheit erreichen 
zu können, könne – laut seiner Meinung – nur die Summe beider Konten die 
Gesamtausgaben darstellen. Unter Berücksichtigung der Einnahmen und inklusive der € 
640.000,-- an Haftungen ergäbe sich daher ein Saldo von € 2,9 Mio. an Gesamtbelastung für 
das Gemeindebudget. 
GR Schiller kann diese Rechnung nicht nachvollziehen, teilt aber auch mit, dass von der 
MZH auch wieder Geld an die Gemeinde zurückgeflossen ist, nämlich die jährliche 
Mietzahlung in Höhe von € 50.000,--. Weiters hat sich der Wert des Anlagevermögens 
deutlich erhöht und durch die Erneuerungen konnten die Instandhaltungskosten – die 
ebenfalls von der Gemeinde zu tragen wären – deutlich reduziert werden (2013 um ca. € 
60.000,--).  
GR Krammer hält weiters fest, dass sich der Bilanzgewinn des Jahres 2012 aus den 
Gewinnvorträgen der Vorjahre sowie aus den Zuschüssen aus dem Gemeindebudget 
ergäbe. Das Ergebnis 2012 der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit weist einen Verlust von € 
236.706,-- aus. Er stellt daher an Fr. Mag. Gugler die Frage, in welchen Jahren diese 
Gewinne entstanden seien? 
Mag. Gugler antwortet, dass sie dies nicht beantworten könne, dazu müsse man sich die 
Bilanzen der Vorjahre anschauen, die aber ohnedies im Firmenbuch abgerufen werden 
können.  
GR Krammer ersucht, auch Einsicht in die Bilanzen der Vorjahre nehmen zu können (von 
2009 – 2011).  
Lt. Fr. BGM gehe das in Ordnung, er soll sich diesbezüglich mit Herrn Ruhland in 
Verbindung setzen.   
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TOP 7: Vergabe Seniorenwohnung Perlasgasse 12/1 
 
Im Seniorenwohnhaus Perlasgasse 12 ist die TOP 1 frei. Sie wurde im letzten 
Gemeinderundschreiben ausgeschrieben. Für die Wohnung sind zwei Bewerbungen 
eingelangt.  
 

 
Antrag: 
GGR Kollmann stellt den Antrag, die Wohnung TOP an Herrn Friedrich Hrebesky zu den 
bisherigen Konditionen per 1. November 2013 zu vergeben.  
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Wohnung TOP an Herrn Friedrich Hrebesky zu den 
bisherigen Konditionen per 1. November 2013 zu vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0    
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TOP 8: Vergabe maschinelle und elektrische Ausstattung Weghubersiedlung 
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Anbote bezüglich maschineller Ausrüstung bei gemeinsamer Vergabe mit der 
elektrischen Ausrüstung:  

 
 

Vergabevorschläge:  
DI Paikl hat die Vergabe der elektrischen Ausrüstung an die Firma EMA-Scherz zum Preis 
von € 38.089,94 exkl. Ust. vorgeschlagen, weil diese Firma auch die anderen Pumpstationen 
der MG Biedermannsdorf betreut.  
Bezüglich der Vergabe der maschinellen Ausrüstung hat DI Paikl nach Anbotsprüfung  zwar 
grds. die Fa. Xylem vorgeschlagen, gleichzeitig aber auch mitgeteilt, dass die Vergabe an 
die Firma EMA-Scherz den Vorteil hätte, dass die gesamte Ausstattung aus einer Hand 
bezogen wird, was bei der Betreuung und Wartung Vorteile bringt.  
 

Der Bauausschuss hat sich in der Sitzung am 16.10.2013 dafür ausgesprochen, dem 
Gemeinderat zu empfehlen, die Firma EMA Scherz sowohl mit der elektrischen und der 
maschinellen Ausrüstung zu einem Preis von € 38.089,94 exkl. Ust. bzw. € 45.605,47 exkl. 
Ust. zu beauftragen.  
Grund: EMA Scherz (vormals Siemens) betreut auch die elektromaschinelle Ausrüstung der 
restlichen Pumpstationen in der MG Biedermannsdorf zur vollsten Zufriedenheit, sodass 
bestehende Synergien genutzt werden könnten. Es wäre auch nur 1 Wartungsvertrag 
erforderlich, was ebenfalls Kosten spart.    
 

Antrag: 
GGR Ing. Heiss stellt den Antrag, die Fa. EMA-Scherz mit der maschinellen sowie  der 
elektrischen Ausrüstung – entsprechend des vorgetragenen Leistungsumfangs – des 
Pumpwerks in der Weghubersiedlung zum Preis von € 45.605,47 exkl. Ust bzw. € 38.089,94 
exkl. Ust. zu beauftragen.  
 

Wortmeldungen: keine 
 

Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Fa. EMA-Scherz mit der maschinellen sowie  der 
elektrischen Ausrüstung – entsprechend des vorgetragenen Leistungsumfangs – des 
Pumpwerks in der Weghubersiedlung zum Preis von € 45.605,47 exkl. Ust bzw. € 38.089,94 
exkl. Ust. zu beauftragen.  
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    16     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
 
 ANMERKUNG: Fr. BGM war bei der Abstimmung nicht anwesend.  
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TOP 9: Instandsetzung Straßenbelag Weghuberstraße 
 
Auf der Weghuberstraße soll nach Fertigstellung der Kanal- und Wasserleitungssanierung 
die Fahrbahn auf der gesamten Breite wiederhergestellt werden, da sie derzeit in schlechtem 
Zustand ist (tlw. gibt es Risse bis in die bituminöse Tragschicht, Frostschäden sowie eine 
unzureichende Entwässerungssituation). 
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Abzüglich der Kosten, die bereits im LV für die Instandsetzungen vorgesehen waren, 
ergeben sich zusätzliche Kosten in Höhe von € 31.500,-- exkl. USt. Der Bauausschuss hat 
sich für die Sanierung auf der gesamten Breite ausgesprochen. Bedeckung Budget 2014.  
 

Antrag: 
GGR Ing. Heiss stellt den Antrag, die Firma Leyrer & Graf zum Preis von ca. € 31.500,-- exkl. 
USt. mit der Instandsetzung der Weghuberstraße auf der gesamten Breite zu betrauen. 
           
Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Dr. Fink, VZBGM, GR Krammer, GGR Ing. Heiss 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf zum Preis von ca. € 31.500,-- exkl. 
USt. mit der Instandsetzung der Weghuberstraße auf der gesamten Breite zu 
betrauen.             
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    16     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
 
 ANMERKUNG: Fr. BGM war bei der Abstimmung nicht anwesend.  
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TOP 10: Kosten Straßenbelag Bergfeldstraße 
 
Neben der bereits in Stand gesetzten Künette soll der restliche Straßenbelag in der 
Bergfeldstraße zur Gänze abgefräst und  mit einer neuen Verschleißschicht überzogen 
werden. Hausanschlussquerungen werden ebenfalls abgefräst, damit eine durchgehende 
Verschleißschicht aufgebracht werden kann bzw. die Übergänge mit Fugen  
verschlossen werden können. Die Fahrbahnschweller bleiben wie gehabt. 
 
Lt. Kostenvoranschlag der Firma Leyrer & Graf sind folgende Arbeiten durchzuführen, die zu 
folgenden Preisen angeboten werden: 
 

 
 
Bedeckung Budget 2014. 
 
Antrag: 
GGR Ing. Heiss stellt den Antrag, die Firma Leyrer & Graf mit der Verschleißaufbringung in 
der Bergfeldstraße auf einer Gesamtfläche von 1.200 m2 – wie im LV angeführt – zum Preis 
von ca. € 21.030,48 exkl. USt. zu beauftragen.               
 
Wortmeldungen: GR Adam, GGR Dr. Fink, GR Ing. Glasl, GGR Ing. Heiss, GR 

Krammer 
 



27 

Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf mit der Verschleißaufbringung in der 
Bergfeldstraße auf einer Gesamtfläche von 1.200 m2 – wie im LV angeführt – zum Preis von 
ca. € 21.030,48 exkl. USt. zu beauftragen.                            
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 11: Parkfläche Lindenstraße 
 
Um die Sanierungsarbeiten in der Weghubersiedlung gänzlich fertig zu stellen, sollen auch 
die Parkflächen in der Lindengasse auf einer Länge von ca. 335 m, einer Breite von ca. 1,5 – 
1,7 m = Gesamtparkfläche von 540 m2, neu asphaltiert werden.  
 
Die Kosten belaufen sich für das Abfräsen, die zusätzliche Reinigung, das zusätzliche 
Vorspritzen und die zusätzliche Verschleißschicht nach den Einheitspreisen der Firma Leyrer 
& Graf auf € 9.460,80 exkl. USt.  
 
Der Bauausschuss hat die Empfehlung ausgegeben, die Arbeiten von der Firma Leyrer & 
Graf durchführen zu lassen.  
 
Bedeckung Budget 2014. 
 
Antrag: 
GGR Ing. Heiss stellt den Antrag, die Firma Leyrer & Graf mit der Sanierung der Parkflächen 
in der Lindengasse auf einer Gesamtparkfläche von ca. 540 m2 – wie im LV angeführt – zum 
Preis von ca. € 9.460,80 exkl. USt. zu beauftragen.               
 
Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Ing. Heiss 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf mit der Sanierung der Parkflächen in 
der Lindengasse auf einer Gesamtparkfläche von ca. 540 m2 – wie im LV angeführt – zum 
Preis von ca. € 9.460,80 exkl. USt. zu beauftragen.               
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0    
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TOP 12: Neuanlage Grünrabatte in der Lindenstraße:  
 
In der Lindenstraße befinden sich einige Grünrabatten mit Lindenbäumen. Die Bäume sind 
bereits so groß, dass teilweise die angrenzenden Gehsteige, Randeinfassungen und sogar 
der in der Nähe befindliche Fahrbahnbelag aufgesprengt werden. 
 
Für diese Bäume soll es eine standortgerechte Ersatzpflanzung geben.  
Im Zuge der Neupflanzung (alte Wurzelstockentfernung) müssen die Grünrabatten erneuert 
werden. 
 
Der Bauausschuss hat sich auch dafür ausgesprochen durch die Firma Leyrer & Graf die 
Vergrößerung der Grüninseln in der Lindenstraße durchführen zu lassen.  
Die Kosten für insgesamt 7 Rabatte belaufen sich auf € 7.840,-- exkl. USt.  
 
Bedeckung Budget 2014. 
 
Antrag: 
GGR Ing. Heiss stellt den Antrag, die Firma Leyrer & Graf zum Preis von ca. € 7.840,-- exkl. 
USt. mit der Vergrößerung von 7 Grüninseln in der Lindenstraße zu beauftragen.             
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf zum Preis von ca. € 7.840,-- exkl. USt. 
mit der Vergrößerung von 7 Grüninseln in der Lindenstraße zu beauftragen.                         
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 13: Inlinersanierung Schmutzwasserkanal Weghubersiedlung 
In der Weghubersiedlung wurde der Schmutzwasserkanal befahren. 
Es hat sich herausgestellt, dass es zahlreiche Schadstellen im Kanalsystem gibt, die 
Grundwassereintritte zur Folge haben. Die Schadstellen müssen saniert werden, wie bereit 
anlässlich der Kanalsanierung Weghubersiedlung (jene Teile, die in offener Bauweise zu 
sanieren sind) beschlossen wurde.  
Bezüglich der unterirdischen Sanierung wurden Angebote eingeholt, die wie folgt lauten:  
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Der BA empfiehlt dem Gemeinderat die Firma Strabag  mit der unterirdischen Sanierung des 
Schmutzwasserkanals in der Weghubersiedlung zum Preis von € 32.058,47 exkl. USt. sowie 
zusätzlich mit der Sanierung aller mangelhafter Zuläufe (jene, wo es zu keinem 
Wassereintritt kommt) zum Preis von € 20.802,52 exkl. USt., sohin zu einem Gesamtpreis  
von € 52.860,99 exkl. USt. mit den Arbeiten zu beauftragen. 
 
Antrag: 
GGR Ing. Heiss stellt den Antrag, die Firma Strabag mit der unterirdischen Sanierung des 
Schmutzwasserkanals in der Weghubersiedlung zum Preis von € 32.058,47 exkl. USt. sowie 
zusätzlich mit der Sanierung aller mangelhaften Zuläufe (jene, wo es noch zu keinem 
Wassereintritt kommt) zum Preis von € 20.802,52 exkl. USt, sohin zu einem Gesamtpreis  
von € 52.860,99 exkl. USt., mit den Arbeiten zu beauftragen. 
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Firma Strabag mit der unterirdischen Sanierung des 
Schmutzwasserkanals in der Weghubersiedlung zum Preis von € 32.058,47 exkl. USt. sowie 
zusätzlich mit der Sanierung aller mangelhaften Zuläufe (jene, wo es noch zu keinem 
Wassereintritt kommt) zum Preis von € 20.802,52 exkl. USt, sohin zu einem Gesamtpreis  
von € 52.860,99 exkl. USt., mit den Arbeiten zu beauftragen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 14: Annahmeerklärung Fördervertrag ABA Weghubersiedlung – Bund 
 
Für die Kanalsanierung in der Weghubersiedlung wird uns, unter der Voraussetzung der 
Unterfertigung der gegenständlichen Fördervereinbarung, von Bundesseite eine Förderung 
in Höhe von € 73.283,--,-- gewährt.  
 
Die nachstehenden Bedingungen sind einzuhalten: 
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Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen.  
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0      
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TOP 15: Annahmeerklärung Fördervertrag ABA Weghubersiedlung – Land 
 
Für die Kanalsanierung in der Weghubersiedlung wird uns, unter der Voraussetzung der 
Unterfertigung der gegenständlichen Fördervereinbarung, von Landessseite eine Förderung 
in Höhe von € 38.000,-- gewährt.  
 
Die nachstehenden Bedingungen sind einzuhalten: 
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Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen.  
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 16: Fernwärmeanschluss Perlasgasse 12:  
 
Bereits in der April-Gemeinderatssitzung hat der Gemeinderat beschlossen, folgende 
öffentliche Gebäude an das Fernwärmenetz Mödling anzuschließen: 
Kindergarten, Schulweg 3, Museum, Peralsgasse 8, Jubiläumshalle, Gemeindeamt, 
Ortsstraße 46, Volksschule, Schulweg 7.   
 
Da auch das Betreute Wohnen an die Fernwärme angebunden wurde, soll auch das alte 
Seniorenwohnhaus mit Fernwärme versorgt werden. Umstellungskosten entstehen nicht.  
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Antrag: 
UGR Ing. Glasl beantragt, das Objekt Perlasgasse 12 an das geplante Fernwärmenetzwerk 
der EVN anzuschließen und den diesbezüglichen Vertrag, wie vorgetragen, zu genehmigen.  
 
Wortmeldungen:  keine 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Objekt Perlasgasse 12 an das geplante 
Fernwärmenetzwerk der EVN anzuschließen und den diesbezüglichen Vertrag, wie 
vorgetragen, zu genehmigen.  
 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 17: Abfallwirtschaftverordnung 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Biedermannsdorf hat in der Sitzung am 24.10.2013 
aufgrund der §§ 23 und 28 des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes 1992, LGBl. 8240 idgF., sowie 
§ 8 Abs. 5 F-VG 1948 beschlossen: 

 
Abfallwirtschaftsverordnung 2013 

§ 1 
Begriffsdefinitionen 

1. Siedlungsabfälle: 
Abfälle aus privaten Haushalten und andere Abfälle, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder 
Zusammensetzung den Abfällen aus privaten Haushalten ähnlich sind.  
2. Müll: 
Nicht gefährliche, vorwiegend feste Siedlungsabfälle (Restmüll, kompostierbare Abfälle und 
Altstoffe), die 

• üblicherweise in privaten Haushalten oder 
• im Rahmen von Betrieben, Anstalten und sonstigen Einrichtungen, wenn das 

Abfallaufkommen in Menge und Zusammensetzung mit einem privaten Haushalt 
vergleichbar ist, 

anfallen. 
3. Betriebliche Abfälle: 
Nicht gefährliche Siedlungsabfälle aus landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieben 
sowie aus Anstalten und sonstigen Einrichtungen, soweit sie nicht Müll oder Sperrmüll sind. 
4. Sperrmüll: 
Nicht gefährliche Siedlungsabfälle, die wegen ihrer äußeren Beschaffenheit (Größe oder 
Masse) nicht durch ein ortsübliches Müllerfassungssystem erfasst werden können (z.B. 
Möbel, Öfen, Fahrräder, Vorhangkarnischen, große Gartenwerkzeuge, großes 
Kinderspielzeug, Reisekoffer). 
5. Kompostierbare Abfälle: 
Müll überwiegend pflanzlichen Ursprungs, der einer Kompostierung (z.B. methodische 
Umwandlung in Komposterde, Verrottung, Vergärung) zugeführt werden kann. 
6. Altstoffe: 
a) Abfälle, welche getrennt von anderen Abfällen gesammelt werden, oder 
b) Stoffe, die durch eine Behandlung aus Abfällen gewonnen werden, um diese Abfälle 

nachweislich einer zulässigen Verwertung zuzuführen. 
7. Restmüll: 
Jener Anteil des Mülls, der weder Altstoff noch kompostierbarer Abfall ist. 
8. Erfassung: 
Jedes Zuführen von Abfällen zu einer Behandlung, insbesondere die Abholung, die Abfuhr 
und die vorübergehende Lagerung von Abfällen. 
9. Abfallbehandlung: 
Die festgelegten Verwertungs- und Beseitigungsverfahren. 
10. Abfuhrplan: 
Festsetzung der Anzahl und der Termine für ein Kalenderjahr an denen und  
der Abfallarten für die eine Abfuhr erfolgt. 
11. Bringsystem: 
Jene Erfassungsart, bei der Abfall vom Besitzer entweder in gekennzeichnete Behälter im 
Abfuhrbereich eingebracht oder beauftragten Organen der Gemeinde zu bestimmten 
Terminen übergeben wird. 
12. Holsystem: 
Jene Erfassungsart, bei der Abfall vom Besitzer in Behälter auf Liegenschaften im 
Abfuhrbereich eingebracht und zu bestimmten Terminen bereitgestellt wird. Eine 
vorgesehene Trennung der Abfallarten ist vom Besitzer durch Vorsortierung zu 
berücksichtigen. 
13. Müllbehälter: 
Verschließbare Gefäße, die zur Erfassung von Müll bis zu dessen Abfuhr verwendet werden 
und aus dauerhaftem Material für eine wiederkehrende Benutzung (z.B. Behälter aus Metall 
oder Kunststoff) oder für eine nur einmalige Benützung (z.B. Säcke) geeignet sind. 



46 

14. Pflichtbereich: 
Jener Bereich einer Gemeinde, für den eine Abfallerfassung eingerichtet ist. 
 

§ 2 
Pflichtbereich 

1) Der Pflichtbereich, indem die Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigten) verpflichtet 
sind, nicht gefährliche Siedlungsabfälle nur durch Einrichtungen der Gemeinde oder deren 
sich die Gemeinde bedient, erfassen und behandeln zu lassen, untergliedert sich in 
Pflichtbereich I bis IV, die die nachstehend angeführten Grundstücke/Flächen umfassen:  
a) Pflichtbereich I  (Abfuhren 13 x) 
Das gesamte Gemeindegebiet der KG Biedermannsdorf mit Ausnahme des Bahnhofes 
(Aspangbahn), der Grundstücke 811/1, 811/3 und 811/4 und der unter den Pflichtbereichen II 
bis IV angeführten Grundstücke/Flächen.  
b) Pflichtbereich II (Abfuhren 52 x) 
Georg Humbhandl-Gasse  7 
Ortsstraße    3 und 3a 
Ortsstraße     30 
Perlasgasse     12 und 12A 
Perlasgasse    13 
Siegfried Ludwig-Platz  1 
Wiener Straße    26 
Lerchengasse    18A und B 
Weidengasse    18A und B 
Josef-Ressel-Straße   8 
Kirschenweg    4-5 
Ortsstraße    59A-59C 
Parkstraße    10-12 
Schulweg    3 
Kirschenweg    1-3 
Parkstraße    7-9 
Perlasgasse    10     
Buchenweg    1-6 
Parkstraße    1-6 und 8 
Josef Madersperger-Straße  7 
Perlasgasse    15 
Rheinboldtstraße   6 
Josef-Bauer-Straße   4 
Josef-Bauer-Straße   6 
Perlasgasse    12A 
Ortsstraße    91-93 
Ortsstraße    64 
Ortsstraße     40 
Josef Ressel Straße     2a und 2b 
c) Pflichtbereich III (Abfuhren 26 x) 
Josef Bauer-Straße   30 
Laxenburger Straße   1 
Ortsstraße    47 
Perlasgasse     65 
Siegfried Marcus-Straße  8 
Lerchengasse    1, 3 und 5 
d) Pflichtbereich IV (Abfuhren 12 x) 
Ortsstraße     24 
Wiener Straße    157   
2) Von der Verpflichtung nach Abs. 1 sind ausgenommen:  
Kompostierbare Abfälle, wenn sie einer sachgemäßen Kompostierung im örtlichen 
Nahebereich zugeführt werden.  
 
  



47 

§ 3 
Aufzählung der neben Müll in die Erfassung und Behandlung 

einbezogenen Abfallarten 
Neben Müll wird noch Sperrmüll in die Erfassung und Behandlung einbezogen. 
 

§ 4 
Getrennte Erfassung und Behandlung von Abfällen 

1) Abfälle sind getrennt nach Restmüll, Altstoffen und kompostierbaren Abfällen zu 
sammeln. 
2) Restmüll, und kompostierbare Abfälle sind in den zugeteilten Müllbehältern zu sammeln 
und werden von der Liegenschaft abgeholt. 
3) Altstoffe sind in die im Gemeindegebiet hierfür bestimmten Müllbehälter (Sammelinseln) 
getrennt einzubringen. 
4) Restmüll wird einer Verbrennung zugeführt, Biomüll wird kompostiert, Altstoffe 
werden einer Verwertung zugeführt. 
 

§ 5 
Erfassung von Müll im Pflichtbereich 

1) Im Pflichtbereich erfolgt das Sammeln und Lagern von Restmüll und Biomüll bis zu deren 
Abfuhr in den beigestellten Müllbehältern, in denen der Müll getrennt und 
bestimmungsgemäß zu erfassen ist, folgendermaßen: 
a) im Pflichtbereich I mittels Restmülltonnen (120 l) und Biotonnen (80 l); 
b) in den Pflichtbereichen II – IV mittels Restmülltonnen (1100 l bzw. 240 l) und Biotonnen 
(120 l bzw. 240 l). 
2) Den Eigentümern (Nutzungsberechtigten) der im Pflichtbereich gelegenen 
Grundstücke werden die von der Gemeinde festgesetzten Müllbehälter 
zur Verfügung gestellt.  
3) Die Müllbehälter sind vom Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigten) 
verschlossen und samt ihrer Umgebung sauber zu halten. 
4) Die Müllbehälter sind so aufzustellen, dass sie auch bei ungünstigen 
Witterungsverhältnissen benutzbar bleiben. Die Müllbehälter dürfen keine unzumutbare 
Belästigung für die Hausbewohner oder Nachbarschaft bilden. Wenn der 
Grundstückseigentümer dieser Verpflichtung nicht nachkommt, hat die Marktgemeinde 
Biedermannsdorf den Ort der Aufstellung mit Bescheid zu bestimmen. 
5) Zur Lagerung, Sammlung und Bereitstellung des Mülls dürfen nur die von der 
Marktgemeinde Biedermannsdorf bereitgestellten Müllbehälter verwendet werden.  
Abgeführt wird nur jener Müll, der sich in den von der Marktgemeinde Biedermannsdorf 
bereitgestellten Müllbehältern befindet. 
6) Die Müllbehälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass die Deckel stets einwandfrei 
geschlossen gehalten bleiben können. Das Einstampfen oder Einschlämmern des Mülls in 
die Behälter ist verboten. Der Müll darf dem Behälter nicht in heißem Zustand  zugeführt 
werden. 
7) Die bestellten Müllbehälter bleiben im Eigentum der Marktgemeinde  Biedermannsdorf. 
Die Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten haften für verursachte Schäden, die 
durch unsachgemäße Behandlung oder durch Abhandenkommen von Müllbehältern 
entstehen. 
8) Jede zweckfremde Verwendung der Müllbehälter ist verboten. Ebenso ist das Abbrennen 
von Müll in den Behältern verboten. 
9) Ist mit einem nicht nur kurzfristigen Mehranfall von Müll zu rechnen, muss dies rechtzeitig 
der Marktgemeinde Biedermannsdorf zwecks Zuteilung zusätzlicher Müllbehälter, gemeldet 
werden. Die Marktgemeinde Biedermannsdorf ist darüber hinaus berechtigt, jederzeit selbst 
festzustellen, ob die vorhandenen Müllbehälter für die Aufnahme des anfallenden Mülls 
ausreichen. Ist dies nicht oder nicht mehr der Fall, werden die zusätzlich erforderlichen 
Behälter mittels Bescheid zugeteilt. 
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§ 6 
Abfuhrplan für Müll 

1) Die Abfuhr von Restmüll erfolgt bei allen im 
a) Pflichtbereich I gelegenen bebauten Grundstücken  13 mal/Jahr 
b) Pflichtbereich lI gelegenen bebauten Grundstücken  52 mal/Jahr 
c) Pflichtbereich III gelegenen bebauten Grundstücken  26 mal/Jahr 
d) Pflichtbereich lV gelegenen bebauten Grundstücken  12 mal/Jahr 

2) Die Abfuhr von Biomüll erfolgt in den Pflichtbereichen I bis IV  44 mal/Jahr 
3) Die Abfuhr erfolgt an den dafür eigens bekannt gegebenen Abfuhrtagen (Abfuhrplan) in 
der Zeit von 06.00 bis 18.00 Uhr. Ist dieser Tag ein Feiertag, so erfolgt die Abfuhr am 
nächstfolgenden Werktag. Die genauen Abfuhrtermine werden jeweils zu Jahresbeginn 
gesondert bekannt gegeben. 
4) Kann die Entleerung der Müllbehälter aus Gründen, die dem Grundstückseigentümer 
(oder Nutzungsberechtigten) zuzurechnen sind, nicht durchgeführt werden, erfolgt die 
Entleerung erst zum nächsten regelmäßigen Abfuhrtermin. 

 
§ 7 

Aufstellungsort 
1) Am Abfuhrtag sind die entsprechenden Müllbehälter bis 6.00 Uhr früh an der 
Grundstücksgrenze so bereitzustellen, dass dadurch der öffentliche Verkehr und der 
Fußgängerverkehr nicht beeinträchtigt werden sowie dass die Abfuhr ohne Schwierigkeiten 
und Zeitverlust möglich ist. 
2) Nach erfolgter Entleerung sind die Behälter durch den Grundstückseigentümer 
(Nutzungsberechtigten) innerhalb von 24 Stunden an den Aufstellungsort zurückzubringen. 

 
§ 8 

Erfassung von Sperrmüll 
Die Sammlung von Sperrmüll erfolgt bei Bedarf gegen vorherige Anmeldung 1 mal/Jahr im 
Holsystem, ansonsten besteht die Möglichkeit, Sperrmüll im Bringsystem zu den 
vorgegebenen Öffnungszeiten in der Altstoffsammelzentrale der Marktgemeinde 
einzubringen. 

 
§ 9 

Abfallwirtschaftsgebühr und Abfallwirtschaftsabgabe 
1) Die Abfallwirtschaftsgebühr errechnet sich aus einem 

• Bereitstellungsanteil (Anteil für die Bereitstellung von Einrichtungen für 
die Abfallwirtschaft) und  

• Behandlungsanteil (Anteil für die Erfassung und Behandlung von Abfall) 
2) Der Bereitstellungsanteil errechnet sich aus dem Produkt der Anzahl der Wohnungen (als 
Wohnungen gelten auch Betriebe, Anstalten und sonstige Einrichtungen, die in die 
öffentliche Müllabfuhr einbezogen sind) pro Grundstück mal dem Bereitstellungsbetrag. Der 
Bereitstellungbetrag beträgt € 58,12.  
3) Der Behandlungsanteil errechnet sich aus der Grundgebühr für einen Müllbehälter und ist 
mit der Anzahl der aufgestellten Müllbehälter und mit der Zahl der geplanten Abfuhrtermine 
pro Jahr zu vervielfachen. 
Die Grundgebühr beträgt für eine(n)  
Restmüllbehälter  120 l      € 2,33  
Restmüllbehälter  240 l      € 5,05  
Restmüllbehälter  1.100 l     € 23,33  
Biotonne  80 l     € 1,35 
Biotonne  120 l     € 3,01 
Biotonne  240 l     € 4,05 
4) Die Abfallwirtschaftsabgabe beträgt jährlich 32 % der Abfallwirtschaftsgebühr.   
5) Die Umsatzsteuer wird im gesetzlich vorgesehenen Ausmaß gesondert in Rechnung 
gestellt. 
6) Die Abfallwirtschaftsgebühr und die Abfallwirtschaftsabgabe sind von den Eigentümern 
der im Pflichtbereich gelegenen Grundstücke, bei deren widmungsgemäßer Verwendung mit 
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Abfallanfall gerechnet werden kann, zu entrichten. Miteigentümer haften für die 
Abgabenschulden zur ungeteilten Hand. 
 

§ 10 
Fälligkeit 

Die Müllgebühr ist in 4 gleichen Teilbeträgen zu entrichten. Die Teilbeträge sind jeweils am 
15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres fällig.  
 

§ 11 
In Kraft Treten 

Diese Verordnung der Marktgemeinde Biedermannsdorf tritt mit dem nach Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgendem Monatsersten in Kraft.  
 
 
Antrag: 
GGR Dr. Fink stellt den Antrag, die Verordnung wie vorgetragen zu beschließen.  
 
Wortmeldungen:   GR Dr. Luisser, GR Haunschmid 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Verordnung wie vorgetragen zu beschließen.  
 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 18: Heizkostenzuschuss 2013/2014 
 
Die NÖ Landesregierung hat beschlossen, sozial bedürftigen Niederösterreicherinnen 
und Niederösterreichern einen einmaligen Heizkostenzuschuss für die 
Heizperiode 2013/2014 in Höhe von € 150,-- zu gewähren. Der Heizkostenzuschuss soll 
beim zuständigen Gemeindeamt am Hauptwohnsitz der Betroffenen beantragt und geprüft 
werden. Die Auszahlung erfolgt direkt durch das Amt der NÖ Landesregierung. 
Den Heizkostenzuschuss sollen erhalten: 
- BezieherInnen einer Mindestpension nach § 293 ASVG 

(AusgleichszulagenbezieherInnen) 
- BezieherInnen einer Leistung aus der Arbeitslosenversicherung, die als arbeitssuchend 

gemeldet sind und deren Arbeitslosengeld/Notstandshilfe den oben genannten 
Ausgleichszulagenrichtsatz nicht übersteigt 

- BezieherInnen von Kinderbetreuungsgeld, oder des NÖ Kinderbetreuungszuschusses, 
deren Familieneinkommen den oben genannten Ausgleichszulagenrichtsatz nicht 
übersteigt 

- sonstige EinkommensbezieherInnen, deren Familieneinkommen den oben genannten 
Ausgleichszulagenrichtsatz nicht übersteigt. 

 
Wie in den Jahren zuvor, soll seitens der Gemeinde, Personen mit Hauptwohnsitz in 
Biedermannsdorf, ein Heizkostenzuschuss in gleicher Höhe und zu den gleichen 
Bedingungen gewährt werden.  
 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, den Heizkostenzuschuss der Gemeinde für das Jahr 
2013/2014 mit € 150,-- festzusetzen und diesen Heizkostenzuschuss Personen, mit 
Hauptwohnsitz in Biedermannsdorf, zu den gleichen Bedingungen wie die NÖ 
Landesregierung zu gewähren. 
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Heizkostenzuschuss der Gemeinde für das Jahr 
2013/2014 mit € 150,-- festzusetzen und diesen Heizkostenzuschuss Personen, mit 
Hauptwohnsitz in Biedermannsdorf, zu den gleichen Bedingungen wie die NÖ 
Landesregierung zu gewähren. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 19: Weihnachtsaktion 2013/2014 
 
Die Weihnachtsaktion soll wie im Vorjahr beibehalten werden.  
Somit soll folgenden Anspruchsberechtigten der angeführte Betrag zuerkannt werden:  
 alleinstehende Pensionisten bzw. Sozialhilfeempfänger: € 82,50, max. Nettoeinkommen  

€ 793,40,  
 Pensionistenehepaare: € 133,10, max. Nettoeinkommen € 1.189,56,  
 Pflegegeldempfänger Stufe 1-3: € 111,10, max. Nettoeinkommen € 793,40 ohne 

Pflegegeld,  
 Pflegegeldempfänger Stufe 4-7: € 154,--, max. Nettoeinkommen € 793,40,-- ohne 

Pflegegeld,  
 im Altersheim lebende Menschen: € 82,50 (soll in Form von Gutscheinen ausbezahlt 

werden),  
 behinderte Kinder und Personen, die durch ihre Behinderung nie einen Beruf ausüben 

können: € 255,20,  
 Halb- und Vollwaisen bis zum 18. Lebensjahr: € 63,80,  
 kinderreiche Familien: € 63,80 pro Kind, ab 3 minderjährigen Kindern bei einem 

Familiennettoeinkommen bis zu € 1.656,--. Dieser Betrag erhöht sich für jedes weitere 
minderjährige Kind um € 290,40. 

 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, die Weihnachtsaktion 2013/2014 wie vorgetragen zu 
beschließen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Weihnachtsaktion 2013/2014 wie vorgetragen zu 
beschließen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 20: BürgerInneninformationsportal 
 
Die SGE Grosz Stadtausstellung-GmbH hat uns das Angebot unterbreitet, kostenlose 
Computerterminals mit Touchscreenfunktion anzubringen. Sowohl die Montage- als auch die 
Hard- und Softwarekosten trägt die Firma Grosz. Die laufende Wartung wird ebenfalls 
übernommen.  
Verpflichtungen der Gemeinde: Stromanschluss und Stromkostentragung; WLAN 
Anschlusskosten; Standortgarantie von 10 Jahren;  
 
Folgende Vereinbarung liegt zur Beschlussfassung vor:  

 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, die vorliegende Vereinbarung unter folgenden 
Bedingungen anzunehmen:  
1. der MG Biedermannsdorf dürfen außer Kosten für Strom und Internetanschluss keine 

weiteren Kosten entstehen (Herstellung und laufende Kosten); ebenso dürfen der MG 
Biedermannsdorf keinerlei Kosten aus dem (vorzeitigen) Abbau des Terminals 
erwachsen; das Risiko des wirtschaftlichen Betriebs trägt ausschließlich die Fa. SGE 
Grosz Stadtausstellung-GmbH, auf deren alleinige Initiative seitens der MG 
Biedermannsdorf der Aufstellung zugestimmt wurde;  

2. die Aufstellungsdauer beträgt vorerst 5 Jahre;  
3. der MG Biedermannsdorf steht das Wahlrecht bezüglich der Art des aufzustellenden 

Portals und des Aufstellungsortes zu; 
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4. die MG Biedermannsdorf übernimmt keinerlei Haftung für verschuldete, unverschuldete 
oder zufällige Beschädigungen und Zerstörungen der Computerterminals, gleich auf 
welche Ursachen diese zurückzuführen sind; die Fa.  SGE Grosz Stadtausstellung-GmbH 
erklärt ausdrücklich die Gemeinde diesbezüglich schad- und klaglos zu halten;   

5. die MG Biedermannsdorf übernimmt keinerlei Haftung für Sach- und/oder 
Personenschäden, die durch das aufgestellte Computerterminal Dritten gegenüber durch 
schuldhaftes oder schuldloses Verhalten der Fa.  SGE Grosz Stadtausstellung-GmbH 
verursacht werden,  gleich auf welche Ursachen diese zurückzuführen sind; die Fa. SGE 
Grosz Stadtausstellung-GmbH erklärt ausdrücklich die Gemeinde diesbezüglich schad- 
und klaglos zu halten; 

 
 
Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Fausik, VZBGM 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die vorliegende Vereinbarung unter folgenden Bedingungen 
anzunehmen:  
1. der MG Biedermannsdorf dürfen außer Kosten für Strom und Internetanschluss keine 

weiteren Kosten entstehen (Herstellung und laufende Kosten); ebenso dürfen der MG 
Biedermannsdorf keinerlei Kosten aus dem (vorzeitigen) Abbau des Terminals 
erwachsen; das Risiko des wirtschaftlichen Betriebs trägt ausschließlich die Fa. SGE 
Grosz Stadtausstellung-GmbH, auf deren alleinige Initiative seitens der MG 
Biedermannsdorf der Aufstellung zugestimmt wurde;  

2. die Aufstellungsdauer beträgt vorerst 5 Jahre;  
3. der MG Biedermannsdorf steht das Wahlrecht bezüglich der Art des aufzustellenden 

Portals, ebenso wie der Aufstellungsort, zu; 
4. die MG Biedermannsdorf übernimmt keinerlei Haftung für verschuldete, unverschuldete 

oder zufällige Beschädigungen und Zerstörungen der Computerterminals, gleich auf 
welche Ursachen diese zurückzuführen sind; die Fa.  SGE Grosz Stadtausstellung-GmbH 
erklärt ausdrücklich die Gemeinde diesbezüglich schad- und klaglos zu halten;   

5. die MG Biedermannsdorf übernimmt keinerlei Haftung für Sach- und/oder 
Personenschäden, die durch das aufgestellte Computerterminal Dritten gegenüber durch 
schuldhaftes oder schuldloses Verhalten der Fa.  SGE Grosz Stadtausstellung-GmbH 
verursacht werden,  gleich auf welche Ursachen diese zurückzuführen sind; die Fa. SGE 
Grosz Stadtausstellung-GmbH erklärt ausdrücklich die Gemeinde diesbezüglich schad- 
und klaglos zu halten; 

 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17  
dagegen:   0  
Stimmenthaltungen:  0  
  



54 

Top 21: Ehrungen FF Biedermannsdorf - 140 Jahre FF Biedermannsdorf: 
Im Rahmen der 140 Jahrfeier der FF Biedermannsdorf sollen folgende Ehrungen verliehen 
werden: 
Für 10 Jahre Mitgliedschaft - Medaille in Bronze: 
LM Harald Meixner, V Christoph Fiebig, OFM Markus Adam, HFM Alexander Boes, SB 
Thomas Nöbauer, SB Michael Felberbauer, OFM Lukas Decker, FM Alexander Pitsch, FM 
Thomas Hofbauer, OFM Michael Aulebauer, OFM Thomas Wagner, SB Carsten Absenger, 
SB Michael Haumann, FM Philipp Klarn,  
Für 20 Jahre Mitgliedschaft - Medaille in Silber 
BM Alexander Pfeifer, HFM Markus Steindl, LM Thomas Pfeifer, HFM Mario Rehak, HFM 
Werner Frank, HFM Christopher Godwin-Toby, ABM Daniel Schaefer, LM Bernhard Roska, 
LM Matthias Otte 
Für 25 Jahre Mitgliedschaft - Ehrenring FF in Silber 
LM Mathias Reinthaler, OBI Albert Ullrich, OLM Benedikt Hanzalek, LM Robert Wlaschitz, 
AFKU Bonifatius Schütte, ASB Michael Streb, HBI Werner Wlaschitz, BFA Michael Flener 
(Verzicht), LM Martin Gartner 
Für 30 Jahre Mitgliedschaft - Medaille in Gold 
LM Günter Kistner, ELM Johann Hainzmann, LM Johann Adam, Hans Wimmer jun.;  
Für 50 Jahre Mitgliedschaft - Ehrenring FF in Gold 
ELM Leopold Toyfl (Verzicht), ELM Hans Wimmer sen. (Verzicht) 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, die Ehrung der Feuerwehrmitglieder wie vorgetragen zu 
beschließen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Ehrung der Feuerwehrmitglieder wie vorgetragen zu 
beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    16     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   1 (Markus Adam wegen Befangenheit)   
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TOP 22: Subventionen 
a) NÖ Berg- und Naturwacht - Bezirksleitung Mödling: 
Für ein Einsatzfahrzeug der Berg- u. Naturwacht mussten neue Reifen angekauft werden. 
Leider haben die zusätzlichen Anschaffungen und Reparaturen die Ersparnisse fast 
aufgebraucht. Um eine finanzielle Unterstützung für den Ankauf der Reifen (Kosten € 580,--) 
wird ersucht. 
 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, der Berg- und Naturwacht eine finanzielle Unterstützung 
in Höhe von € 580,-- für die Anschaffung der Reifen zu gewähren. 
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, der Berg- und Naturwacht eine finanzielle Unterstützung in 
Höhe von € 580,-- für die Anschaffung der Reifen zu gewähren. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
  
  
b) Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra: 
Die Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra feiert heuer ihr 25jähriges Bestehen. 
Für ihre Arbeit 2013 und ihr Fest wird um eine anteilige Mitfinanzierung in Höhe von € 700,-- 
ersucht. 
 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, der Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra für 
das Jahr 2013 und das Fest eine Subvention in Höhe von € 350,-- zu gewähren. 
 
Wortmeldungen:  GR Dr. Luisser, GGR Dr. Fink 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, der Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra für das 
Jahr 2013 und das Fest eine Subvention in Höhe von € 350,-- zu gewähren. 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    15     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   2 (GGR Dr. Fink, GR Dr. Luisser)   
  
   
c) Elternverein Volksschule Biedermannsdorf: 
Nach erfolgreicher Durchführung des Projektes "Mein Körper gehört mir" zur Prävention von 
körperlichem und seelischem Missbrauch bei Kindern im Frühjahr 2012 möchte der 
Elternverein gemeinsam mit der Volksschule im Frühjahr 2014 dieses Projekt erneut 
durchführen. Das Projekt richtet sich an alle SchülerInnen der 3. und 4. Schulstufe der 
Volksschule. Im Vorjahr wurden seitens der Gemeinde € 500,-- für dieses Projekt zur 
Verfügung gestellt. 
 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, das Projekt der VS Biedermannsdorf "Mein Körper 
gehört mir" mit einem Betrag in Höhe von € 500,-- zu unterstützen.  
 
Wortmeldungen:  keine 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Projekt der VS Biedermannsdorf "Mein Körper gehört mir" 
mit einem Betrag in Höhe von € 500,-- zu unterstützen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
 
d) Österreichischer Bergrettungsdienst: 
Es liegt ein Subventionsansuchen für 2013 vor. 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, dem Österreichischen Bergrettungsdienst eine 
Subvention in Höhe von € 150,-- zu gewähren. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Österreichischen Bergrettungsdienst eine Subvention in 
Höhe von € 150,-- zu gewähren. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
 
e) Landespflegeheim Vösendorf: 
Das Landespflegeheim ersucht um Gewährung einer Subvention für den Ankauf von 5 
Sitzkissen. Kosten: € 1.299,13 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, dem Landespflegeheim eine Subvention in Höhe von  
€ 1.299,-- für den Ankauf von 5 Sitzkissen zu gewähren. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Landespflegeheim eine Subvention in Höhe von  
€ 1.299,13,-- für den Ankauf von 5 Sitzkissen zu gewähren. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    17     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 24: Allfälliges 
 
GGR Fausik beabsichtigt im Rahmen des Weihnachtsmarktes ein Ponyreiten für Kinder zu 
organisieren. Er ersucht um Kontaktadressen von Reitställen, die ein derartiges Ponyreiten 
anbieten.  
 
 
Da nichts mehr vorgebracht wird, wird die Sitzung von der Vorsitzenden um  21:36 Uhr. 
geschlossen. 
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Beilage A 
 
 

GR Dr. Luisser: Anmerkung und Einspruch gegen das Protokoll der GR-Sitzung vom 
12.9.2013 
(zur Beschlussfassung im GR vom 24.10.2013 und zur Änderung des Protokolls vom 
12.9.2013 und zur Beilage zum Protokoll des GR vom 24.10.2013). 
 
Anmerkung (nicht zu ändern): Obere Krautgärten S 2: Bgm berichtet von „ca. 21 
Einspruchsschreiben“. Das ist falsch. Es handelt sich um 30. 
 
Einspruch (ab hier zu ändern):  
Volksschule S 4:  
Die Sätze:  
„GR Dr. Luisser bestreitet das, keine Unterlagen – nicht einmal die Anzeige – seien vorgelegt 
worden. Es seien ihm lediglich die Unterlagen zum Durchlesen ausgehändigt worden, 
Kopien seien keine übergeben worden.“ 
sind nicht richtig wiedergegeben und müssen lauten: 
„GR Dr. Luisser bestreitet das, keine Unterlagen – nicht einmal die Anzeige – seien 
AUSGEHÄNDIGT worden. Es seien ihm lediglich die Unterlagen ANZEIGE DER GEMEINDE 
zum Durchlesen ausgehändigt GEZEIGT worden, Kopien seien keine übergeben worden. 
Der Gemeinderat habe seit 1 ½ Jahren kein einziges Blatt Information zur Causa 
Volksschule erhalten.“ 
 
Ebenso 
 
„Auch GR Dr. Luisser hat ab der 2. Besprechung teilgenommen.“ 
Richtig: 
„Auch GR Dr. Luisser hat AN der 2. Besprechung teilgenommen.“ (denn danach gab es 
keine mehr) 
 
Nach dem Satz S 5 oben: 
 „Die Entscheidung liegt nunmehr bei Gericht, nur dieses kann endgültig über Schuld oder 
Unschuld entscheiden, bis dahin gelte die Unschuldsvermutung.“  
ist einzufügen: 
„GR Dr. Luisser entgegnet, dass dem Gericht nur die Klärung der strafrechtlichen 
Verantwortung obliegt. Die endgültige Schadenshöhe sei bis heute nicht bekannt.“  
 
S 5 unten stimmt so nicht: 
„Wenn behauptet wird, dass die Anzeige vorgelegt worden sei, so sei das eine glatte „Lüge“.“ 
Tatsächlich habe ich gesagt: 
„Wenn behauptet wird, dass die Anzeige und die anderen Volksschul-Unterlagen ihm oder 
dem GR AUSGEHÄNDIGT worden seiEN, so sei das eine glatte „Lüge“.“ 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
Dr. Christoph Luisser 
Lerchengasse 3/7 
2362 Biedermannsdorf 
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	Weiters sind 2 offene Punkte einer Regelung zuzuführen:
	1. Ausarbeitung eines Superädifikatsvertrages, um die Eigentumsverhältnisse hinsichtlich der Grundstücke, auf denen die Tennishalle bzw. tlw. auch der Küchenzubau errichtet wurde, klarzustellen.
	2. Entflechtung der Zahlungsströme, indem in einer Richtlinie festgelegt wird, welche Maßnahmen dem laufenden Betrieb zuzurechnen sind und damit von der MZH zu zahlen sind bzw. welche Maßnahmen Instandhaltungsmaßnahmen darstellen und damit von der Gem...
	Diesbezüglich wird in einer der nächsten Gemeinderatssitzungen berichtet werden.
	GR Schiller geht davon aus, dass das Jahr 2014 noch besser laufen wird, als das Jahr 2013.
	Diese Bestimmung ist erstmals für Geschäftsjahre ab 2012 anwendbar.
	Die Abschlussprüfung hat folgendes Ergebnis gebracht:
	/
	/
	/
	/
	/
	/
	/
	///
	Gewinn und Verlustrechnung:
	/
	/
	/
	/
	Wesentliche Empfehlungen der Abschlussprüfung betreffen das Anlagevermögen:
	/
	Fr. Mag. Gugler erläutert den vorliegenden Abschlussbericht wie folgt:
	Zunächst erläutert sie, was im Zuge der Abschlussprüfung geprüft wird und dass es sich dabei nur um eine stichprobenartige Prüfung handelt.
	Positiv hält sie fest, dass ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt werden konnte, was quasi der Bonitätsklasse AAA entspricht. Die Verbindlichkeiten bei Kreditinstituten wurden abgefragt und stimmen mit den ausgewiesenen Beträgen überein.
	Im Wesentlichen ist alles in Ordnung, wenngleich einige Empfehlungen ausgesprochen wurden, die ab dem Geschäftsjahr 2014 bereits berücksichtigt werden sollten (Klarstellung der Eigentumsverhältnisse am Grundstück, auf dem Tennishalle errichtet wurde, ...
	Obwohl das Geschäftsjahr 2012 kein gutes war, so ist dennoch ausreichend positives Eigenkapital vorhanden.
	Aus den aktuellen Zahlen 2013 ergibt sich, dass es gelingen könnte, im Jahr 2013 knapp positiv zu bilanzieren.
	Diskussion zum Bericht:
	GR Dr. Luisser möchte zu den Ausführungen von Fr. Mag. Gugler, wonach „… keine schwerwiegenden Verstöße erkennbar waren …“, wissen, ob es derartige Verstöße gegeben hat.
	Fr. Mag. Gugler teilt mit, dass diese „Standardformulierung“ verwendet wird, wenn keine wesentlichen Verstöße festgestellt wurden, die Einfluss auf die Richtigkeit der Bilanz haben. Die Formulierung ist deshalb so gewählt, weil es sich nur um eine sti...
	Es handelt sich dabei um buchhalterische Feinheiten, die künftig beachtet werden sollen.
	Dies hat aber keine Auswirkung auf die Prüfung, sodass der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk ausgestellt werden konnte.
	GR Luisser fragt, ob aus der Bilanz 2012 Schlüsse auf die weitere Gebarung der MZH abgeleitet werden können.
	Mag. Gugler verneint dies, da die Bilanz eine Stichtagsbetrachtung ist und die Vermögensverhältnisse zum Bilanzstichtag wieder gibt. Sieht man sich aber die bisherigen Zahlen aus dem Jahr 2013 an, so ist aber doch erkennbar, dass der Betrieb wieder gu...
	GR Krammer möchte wissen, ob dies mit oder ohne Gesellschafterzuschuss möglich ist. Mag. Gugler teilt mit, dass dies wahrscheinlich nur mit dem Gesellschafterzuschuss möglich sein wird.
	GR Krammer bringt vor, dass in den letzten 10 Jahren – lt. seiner Berechnung – ca. € 2,9 Mio. in die MZH und die Jubiläumshalle geflossen seien. Um eine Kostenwahrheit erreichen zu können, könne – laut seiner Meinung – nur die Summe beider Konten die ...
	GR Schiller kann diese Rechnung nicht nachvollziehen, teilt aber auch mit, dass von der MZH auch wieder Geld an die Gemeinde zurückgeflossen ist, nämlich die jährliche Mietzahlung in Höhe von € 50.000,--. Weiters hat sich der Wert des Anlagevermögens ...
	GR Krammer hält weiters fest, dass sich der Bilanzgewinn des Jahres 2012 aus den Gewinnvorträgen der Vorjahre sowie aus den Zuschüssen aus dem Gemeindebudget ergäbe. Das Ergebnis 2012 der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit weist einen Verlust von € 236.7...
	Mag. Gugler antwortet, dass sie dies nicht beantworten könne, dazu müsse man sich die Bilanzen der Vorjahre anschauen, die aber ohnedies im Firmenbuch abgerufen werden können.
	GR Krammer ersucht, auch Einsicht in die Bilanzen der Vorjahre nehmen zu können (von 2009 – 2011).
	Lt. Fr. BGM gehe das in Ordnung, er soll sich diesbezüglich mit Herrn Ruhland in Verbindung setzen.
	Im Seniorenwohnhaus Perlasgasse 12 ist die TOP 1 frei. Sie wurde im letzten Gemeinderundschreiben ausgeschrieben. Für die Wohnung sind zwei Bewerbungen eingelangt.
	Antrag:
	GGR Kollmann stellt den Antrag, die Wohnung TOP an Herrn Friedrich Hrebesky zu den bisherigen Konditionen per 1. November 2013 zu vergeben.
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, die Wohnung TOP an Herrn Friedrich Hrebesky zu den bisherigen Konditionen per 1. November 2013 zu vergeben.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	/
	/
	/
	/
	/
	/
	/
	Anbote bezüglich maschineller Ausrüstung bei gemeinsamer Vergabe mit der elektrischen Ausrüstung:
	/
	Vergabevorschläge:
	DI Paikl hat die Vergabe der elektrischen Ausrüstung an die Firma EMA-Scherz zum Preis von € 38.089,94 exkl. Ust. vorgeschlagen, weil diese Firma auch die anderen Pumpstationen der MG Biedermannsdorf betreut.
	Bezüglich der Vergabe der maschinellen Ausrüstung hat DI Paikl nach Anbotsprüfung  zwar grds. die Fa. Xylem vorgeschlagen, gleichzeitig aber auch mitgeteilt, dass die Vergabe an die Firma EMA-Scherz den Vorteil hätte, dass die gesamte Ausstattung aus ...
	Der Bauausschuss hat sich in der Sitzung am 16.10.2013 dafür ausgesprochen, dem Gemeinderat zu empfehlen, die Firma EMA Scherz sowohl mit der elektrischen und der maschinellen Ausrüstung zu einem Preis von € 38.089,94 exkl. Ust. bzw. € 45.605,47 exkl....
	Grund: EMA Scherz (vormals Siemens) betreut auch die elektromaschinelle Ausrüstung der restlichen Pumpstationen in der MG Biedermannsdorf zur vollsten Zufriedenheit, sodass bestehende Synergien genutzt werden könnten. Es wäre auch nur 1 Wartungsvertra...
	Antrag:
	Wortmeldungen: keine
	Beschluss:
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    16
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Antrag:
	Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Dr. Fink, VZBGM, GR Krammer, GGR Ing. Heiss
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf zum Preis von ca. € 31.500,-- exkl. USt. mit der Instandsetzung der Weghuberstraße auf der gesamten Breite zu betrauen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    16
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	ANMERKUNG: Fr. BGM war bei der Abstimmung nicht anwesend.
	Bedeckung Budget 2014.
	Antrag:
	Wortmeldungen: GR Adam, GGR Dr. Fink, GR Ing. Glasl, GGR Ing. Heiss, GR Krammer
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf mit der Verschleißaufbringung in der Bergfeldstraße auf einer Gesamtfläche von 1.200 m2 – wie im LV angeführt – zum Preis von ca. € 21.030,48 exkl. USt. zu beauftragen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Antrag:
	Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Ing. Heiss
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf mit der Sanierung der Parkflächen in der Lindengasse auf einer Gesamtparkfläche von ca. 540 m2 – wie im LV angeführt – zum Preis von ca. € 9.460,80 exkl. USt. zu beauftragen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Antrag:
	Wortmeldungen: keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, die Firma Leyrer & Graf zum Preis von ca. € 7.840,-- exkl. USt. mit der Vergrößerung von 7 Grüninseln in der Lindenstraße zu beauftragen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Antrag:
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Für die Kanalsanierung in der Weghubersiedlung wird uns, unter der Voraussetzung der Unterfertigung der gegenständlichen Fördervereinbarung, von Bundesseite eine Förderung in Höhe von € 73.283,--,-- gewährt.
	Die nachstehenden Bedingungen sind einzuhalten:
	//
	/
	/
	Antrag:
	VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen.
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Für die Kanalsanierung in der Weghubersiedlung wird uns, unter der Voraussetzung der Unterfertigung der gegenständlichen Fördervereinbarung, von Landessseite eine Förderung in Höhe von € 38.000,-- gewährt.
	Die nachstehenden Bedingungen sind einzuhalten:
	Antrag:
	VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen.
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, dem Fördervertrag die Zustimmung zu erteilen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Kindergarten, Schulweg 3, Museum, Peralsgasse 8, Jubiläumshalle, Gemeindeamt, Ortsstraße 46, Volksschule, Schulweg 7.
	/
	/
	/
	/
	/
	/
	Antrag:
	UGR Ing. Glasl beantragt, das Objekt Perlasgasse 12 an das geplante Fernwärmenetzwerk der EVN anzuschließen und den diesbezüglichen Vertrag, wie vorgetragen, zu genehmigen.
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, das Objekt Perlasgasse 12 an das geplante Fernwärmenetzwerk der EVN anzuschließen und den diesbezüglichen Vertrag, wie vorgetragen, zu genehmigen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Antrag:
	GGR Dr. Fink stellt den Antrag, die Verordnung wie vorgetragen zu beschließen.
	Wortmeldungen:   GR Dr. Luisser, GR Haunschmid
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, die Verordnung wie vorgetragen zu beschließen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    16
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   1 (Markus Adam wegen Befangenheit)
	a) NÖ Berg- und Naturwacht - Bezirksleitung Mödling:
	Für ein Einsatzfahrzeug der Berg- u. Naturwacht mussten neue Reifen angekauft werden. Leider haben die zusätzlichen Anschaffungen und Reparaturen die Ersparnisse fast aufgebraucht. Um eine finanzielle Unterstützung für den Ankauf der Reifen (Kosten € ...
	Antrag:
	VZBGM Spazierer stellt den Antrag, der Berg- und Naturwacht eine finanzielle Unterstützung in Höhe von € 580,-- für die Anschaffung der Reifen zu gewähren.
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, der Berg- und Naturwacht eine finanzielle Unterstützung in Höhe von € 580,-- für die Anschaffung der Reifen zu gewähren.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	b) Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra:
	Die Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra feiert heuer ihr 25jähriges Bestehen. Für ihre Arbeit 2013 und ihr Fest wird um eine anteilige Mitfinanzierung in Höhe von € 700,-- ersucht.
	Antrag:
	VZBGM Spazierer stellt den Antrag, der Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra für das Jahr 2013 und das Fest eine Subvention in Höhe von € 350,-- zu gewähren.
	Wortmeldungen:  GR Dr. Luisser, GGR Dr. Fink
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, der Frauen- und Familienberatungsstelle Kassandra für das Jahr 2013 und das Fest eine Subvention in Höhe von € 350,-- zu gewähren.
	Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen
	dafür:    15
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   2 (GGR Dr. Fink, GR Dr. Luisser)
	c) Elternverein Volksschule Biedermannsdorf:
	Nach erfolgreicher Durchführung des Projektes "Mein Körper gehört mir" zur Prävention von körperlichem und seelischem Missbrauch bei Kindern im Frühjahr 2012 möchte der Elternverein gemeinsam mit der Volksschule im Frühjahr 2014 dieses Projekt erneut ...
	Antrag:
	VZBGM Spazierer stellt den Antrag, das Projekt der VS Biedermannsdorf "Mein Körper gehört mir" mit einem Betrag in Höhe von € 500,-- zu unterstützen.
	Wortmeldungen:  keine
	Beschluss:
	Der Gemeinderat beschließt, das Projekt der VS Biedermannsdorf "Mein Körper gehört mir" mit einem Betrag in Höhe von € 500,-- zu unterstützen.
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	Stimmenthaltungen:   0
	Abstimmungsergebnis:  einstimmig
	dafür:    17
	dagegen:    0
	TOP 24: Allfälliges
	GGR Fausik beabsichtigt im Rahmen des Weihnachtsmarktes ein Ponyreiten für Kinder zu organisieren. Er ersucht um Kontaktadressen von Reitställen, die ein derartiges Ponyreiten anbieten.
	Da nichts mehr vorgebracht wird, wird die Sitzung von der Vorsitzenden um  21:36 Uhr. geschlossen.
	/
	Beilage A
	GR Dr. Luisser: Anmerkung und Einspruch gegen das Protokoll der GR-Sitzung vom 12.9.2013
	(zur Beschlussfassung im GR vom 24.10.2013 und zur Änderung des Protokolls vom 12.9.2013 und zur Beilage zum Protokoll des GR vom 24.10.2013).
	Anmerkung (nicht zu ändern): Obere Krautgärten S 2: Bgm berichtet von „ca. 21 Einspruchsschreiben“. Das ist falsch. Es handelt sich um 30.
	Einspruch (ab hier zu ändern):
	Volksschule S 4:
	Die Sätze:
	„GR Dr. Luisser bestreitet das, keine Unterlagen – nicht einmal die Anzeige – seien vorgelegt worden. Es seien ihm lediglich die Unterlagen zum Durchlesen ausgehändigt worden, Kopien seien keine übergeben worden.“
	sind nicht richtig wiedergegeben und müssen lauten:
	„GR Dr. Luisser bestreitet das, keine Unterlagen – nicht einmal die Anzeige – seien AUSGEHÄNDIGT worden. Es seien ihm lediglich die Unterlagen ANZEIGE DER GEMEINDE zum Durchlesen ausgehändigt GEZEIGT worden, Kopien seien keine übergeben worden. Der Ge...
	Ebenso
	„Auch GR Dr. Luisser hat ab der 2. Besprechung teilgenommen.“
	Richtig:
	„Auch GR Dr. Luisser hat AN der 2. Besprechung teilgenommen.“ (denn danach gab es keine mehr)
	Nach dem Satz S 5 oben:
	„Die Entscheidung liegt nunmehr bei Gericht, nur dieses kann endgültig über Schuld oder Unschuld entscheiden, bis dahin gelte die Unschuldsvermutung.“
	ist einzufügen:
	„GR Dr. Luisser entgegnet, dass dem Gericht nur die Klärung der strafrechtlichen Verantwortung obliegt. Die endgültige Schadenshöhe sei bis heute nicht bekannt.“
	S 5 unten stimmt so nicht:
	„Wenn behauptet wird, dass die Anzeige vorgelegt worden sei, so sei das eine glatte „Lüge“.“
	Tatsächlich habe ich gesagt:
	„Wenn behauptet wird, dass die Anzeige und die anderen Volksschul-Unterlagen ihm oder dem GR AUSGEHÄNDIGT worden seiEN, so sei das eine glatte „Lüge“.“
	Mit freundlichen Grüßen,
	Dr. Christoph Luisser
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	2362 Biedermannsdorf

